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»»Klarer Regie 
für die 

as ..grandiose Wahlergeb- 
J"s" der CDU bei der Land- 

^gswahl in Schleswig Hol- 
' *'n wertete Angela Mer- 
e| auch als ein Signal für ei- 
en Regierungswechsel in 
0r<Hein-Westfalen. 
»Rot-Grün  wurde  abge- 

wählt' 
§efährd 

sagte Frau Merkel. Es 
e die Stabilität des 

rungsauftrag 
CDU!" 
Landes, wenn dies nicht ak- 

zeptiert werde. Wenn die 
SPD noch „ein bisschen Ver- 
a n two rtungs bewußt sein" 

habe, dann müsse sie zur Bil- 
dung einer stabilen Regie- 
rungmitderCDU bereitsein, 

forderte die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands und der 
CDU/CSU-Bundestags-    • 
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• fraktion. Ande- 
renfalls zeige die 
SPD unter Simonis, 
dass es ihr „nur 
noch um Machter- 
halt" gehe. Es sei in- 
akzeptabel, die Zu- 
kunft eines Landes 
nur um des Mach- 
terhaltens willen 
aufsSpielzusetzen. 
„Die Sozialdemo- 
kraten haben jetzt 
zum zehnten Mal 
in Folge eine 
Schlappe hinneh- 
men müssen", so 
Merkel. Während 
die CDU mit Spitzenkandi- 
dat Peter Harry Carstensen 

über 40 Prozent der Stim- 
men erhalten habe, verfüge 
Rot-Grün in Kiel nicht mehr 
über eine eigene Mehrheit. 
Der Wechsel von 50.000ehe- 
maligen SPD-Wählern in das 
Lager der Union zeige das 
klare Votum der Wählerin- 
nen und Wählerfüreinen Re- 

gierungswechsel im nörd- 
lichsten Bundesland. Zu- 
gleich bestätige die Land- 
tagswahl, dass der Basis- 
trend seit der Bundestags- 
wahl 2002 unverändert 
gelte:   „Die   Union   ist  die 

Landtagswahlen 
in Schleswig-Holstein 
Stimmenanteile in % 

1987   1988  1992   1996  2000 2005 
I       54,8 

dpa-Grafik 0581 = 

stärkste Kraft im Land und 
Rot-Grün hat keine eigene 

Mehrheit. Die von der SPD' 
Führung herbei geredete 
Trendwende gibt es nicht 

so die Vorsitzende. 
Der an Sachthemen und 

Argumente orientierte Wahl' 
kämpf habe die Wähler über' 

zeugt. Das Land und die 
Menschen verlangten einen 
neuen Politikstil der Verläss- 

lichkeit und Vertrauenswüf' 

digkeit. Aus diesem Grund 
werde die Union in den kom' 
menden Wahlkämpfen wei' 
terhin auf Sachthemen set' 
zen. Es sei allenthalben spü>" 
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Landtagswahl Schleswig-Holstein 

bar- dass sich die Menschen 

^nehmend wegen der 
Massenarbeitslosigkeit 
SOrgten. Auch fürchteten sie 

le allgemeine Perspektivlo- 
S|gkeit und den Verlust des 
e'genen Arbeitsplatzes. Da- 

eben interessierten die 
Menschen die hohe Staats- 
Verschuldung, die die Leben- 
Chancen ihrer Kinder und 
Enkel gefährde und Fragen 
er Inneren Sicherheit. Des- 

Ja|b sei auch der allein auf 
dle Ministerpräsidentin ab- 
stellte   Wahlkampf   der 

PD ..gescheitert". Da die So- 
^'aldemokraten   offensicht- 
lch die Realität nicht mehr 

r Kenntnis nehmen wür- 
en-sei ihr weiterer Abstieg 

Vorgezeichnet. Für das rot- 
§rüne Lager käme erschwe- 
rend hinzu: „Die Grünen fan- 
§en die Verluste der SPD 

nicht auf. In absoluten Zah- 
len haben auch sie Stimmen 
verloren. Die Visa-Affäre 
zieht auch die SPD in Mitlei- 
denschaft. Rot-Grün steht in 
den Augen der Wähler zu- 
nehmend für Unsicherheit, 
Handlungsschwäche und 
Erfolglosigkeit." 

Das Kieler Ergebnis wür- 
de in Düsseldorf eine klare 
schwarz-gelbe Mehrheit be- 
deuten, hob die Vorsitzende 
hervor. „Für NRW gibt es alle 

Chancen auf einen Regie- 
rungswechsel." Von der Ent- 
schlossenheit, dem Kampf- 
geist und der Disziplin der 
Union in den kommenden 90 
Tagen werde der Ausgang 
dieser Wahl entscheidend 
abhängen, sagte Merkel. 

CDU-Spitzenkandidat 
Peter Harry Carstensen be- 
kräftigte, dass seine Partei 

vom Wähler einen klaren 
Auftrag für eine Regierungs- 
bildung erhalten habe. 
Schleswig-Holstein brauche 
eine vernünftige Mehrheit, 
um die gewaltigen Probleme 
des Landes lösen zu können. 
Deshalb werde er sich mit al- 
len Parteien zusammenset- 
zen. „Es wäre fatal, wenn es 
für die nächsten fünf Jahre 
eine Koalition der Verlierer" 
aus SPD, Grünen und SSW 
gebe. „Das würde das Ergeb- 
nis der Wahl auf den Kopf 
stellen", bekräftigtederCDU- 
Politiker. Schließlich sei Rot- 
Grün erkennbar nicht in der 
Lage, Schleswig-Holstein 
wieder nach vorne zu brin- 
gen. Ausdrücklich dankte 
Carstensen der CDU-Vorsit- 
zenden Angela Merkel für ihr 
Engagement während des 
großen Wahlkampfes. 

Wählerwanderung 
Quelle: Infratest dimap) 

^chtwähler: -6.000 

Grüne: +3.000 

Andere: +1.000 

SPD: +53.000 

SSW: +5.000 

FDP: +19.000 
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Wahlergebnis 

Die wichtigsten Fakten auf einen Blick 
i Die CDU hat die Land- 

tagswahl gewonnen und ist 
nach über 17 Jahren wieder 
stärkste Partei in Schleswig- 
Holstein. Sie erzielte mit 
40,2 Prozent der Stimmen 
einen Zugewinn von 5 Pro- 
zentpunkten. Dieses Ergeb- 
nis ist das beste CDU-Ergeb- 
nis bei einer schleswig-hol- 
steinischen Landtagswahl 
seit 1987 (damals 42,6%). 
• Die Niederlagenserie der 

SPD setzt sich fort. Sie ver- 
liert die zehnte Landtags- 
wahl in Folge (letzter Sieg in 
Mecklenburg-Vorpommern 

2002) und kommt nur noch 
auf 38,7 Prozent (minus 
4,4 Prozentpunkte). Das ist 
das schlechteste Ergebnis 
in Schleswig-Holstein seit 
1958. Damals erhielt sie 35,9 
Prozent der Stimmen. 

Die FDP verliert einen 
Prozentpunkt und kommt 
nur noch auf 6,6 Prozent der 
Stimmen. Bündnis 90/Die 
Grünen erhalten unverändert 
6,2 Prozent der Stimmen. 

Damit haben weder CDU/ 
FDP noch SPD/Grüne eine 
Mehrheit im Kieler Landtag. 
Für die Regierungsbildung 
kommt daher nur eine 
Große Koalition oder eine 
Tolerierung durch den Süd- 
schleswigschen Wählerver- 
band (SSW) in Frage. Er ist 

Gewinne und Verluste in absoluten Zahlen 

LTW2005       LTW2000      Differenz 

CDU 576.100 515.421 + 60.679 

SPD 554.844 630.728 -75.884 

FDP 94.920 111.649 - 16.729 

Grüne 89.330 91.389 -   2.059 

SSW 51.901 60.367 -   8.466 

NPD 27.656 15.121 + 12.535 

Sonstige 39.876 39.423 +      455 

von der 5-Prozent-Hürde 
befreit und kann daher trotz 
nur 3,6 Prozent (-0,5 Punk- 
te) mit zwei Abgeordneten 
in den Landtag einziehen. 

Der befürchtete Rechts- 
ruck ist ausgeblieben. Die 
NPD kam nur auf 1,9 Pro- 
zent (+0,9 Prozentpunkte). 

Die Wahlbeteiligung in 
Schleswig-Holstein war so 
gering wie noch nie. Mit 
66,6 Prozent unterboten die 
Wähler den bisherigen 

Tiefststand aus dem Jahr 
2000. Damals waren 69,5 
Prozent der rund 2,1 Millio- 
nen Wahlberechtigten an 
die Urnen gegangen. Nur 
noch 1947 lag die Beteili- 
gung mit 69,8 Prozent unter 

der 70-Prozent-Marke. 

i Die CDU konnte It. For- 
schungsgruppe Wahlen be1 

allen Berufsgruppen, insbe' 
sondere bei Arbeitslosen 

und Arbeitern, deutlich hin' 
zugewinnen: 35 Prozent der 

Arbeiter wählten CDU (+11 

Punkte). Der zweitgrößte 
Anstieg war bei den ArbeitS' 

losen zu messen (26 %, ^ 
Punkte). Auch bei den Ange' 
stellten und Beamten w3r 

der Anstieg enorm (38 %,+4 

Punkte). Bei den Selbständi- 
gen wählten fast unverän- 
dert 50 Prozent (-1 Punkt) 

die CDU. 
• Für einen Wechsel spra' 

chen sich 48 Prozent aus, & 
Prozent waren dagegen. V° 
fünf Jahren war noch eine 

Mehrheit von 48 Prozent da' 
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§egen gewesen (Infratest di- 
map). 

Aufgeschlüsselt    nach 
Wohnorten lagen It. Infra- 
est  dimap   CDU/FDP   auf 
erTl  Land  mit 54 Prozent 

klar vor SPD/Grüne (41%), 

jährend das Verhältnis in 
er Stadt umgekehrt war: 53 
r°2ent der Stadtbewohner 

^hlten Rot-Grün, Schwärz- 

et kam auf 37 Prozent. 
Die meiste Zustimmung 

J^'elt die CDU It. FG Wah- 
en bei den älteren Wählern 
(uber   60-jährige)   mit   48 

rozent der Stimmen (+ 5 
Unkte; FG Wahlen). Große 
Uwächse konnte die Union 

mit Plus acht Prozentpunk- 
enauch bei den Wahlstim- 

rTlen der 30- bis 44-Jährigen 
^zielen (36 %). Mehr Zu- 
St'm•ung als bei den Wahl- 
en 2000 erhielt die Uni- 
°n auch bei den 45- bis 59- 
J
v
ahr'gen (35 %; +1 Punkt). 

°n den unter 30-Jährigen 

p
ahlten    unverändert    31 

2
r°2ent die CDU. 26 Pro- 

TJJJ   der   Erstwähler   ent- 
chieden sich für die Union 

Unfratest dimap). 
D|e CDU wurde zu fast 

jje|chen Teilen von Män- 
^ern wie Frauen gewählt: 

°n 40 Prozent der Männer 
p+ 3 Prozentpunkte) und 37 

d
r°2ent (+4 Prozentpunkte) 
erFr"auen(FG Wahlen). 

Chi       Prozent der neuen 
'Wähler    begründeten 

Gewinne und Verluste in Prozent 

LTW2005       LTW2000       Differenz 

CDU 40,2 35,2 + 5,0 

SPD 38,7 43,1 -4,4 

FDP 6,6 7,6 -1,0 

Grüne 6,2 6,2 - 

SSW 3,6 4,1 -0,5 

NPD 1,9 1,0 + 0,9 

Sonstige 2,8 2,7 + 0,1 

ihre Entscheidung mit der 
Wirtschaftspolitik der Union 
(Infratest dimap). Entschei- 
dend waren aber auch die 
Bildungspolitik (38 %) und 
die Arbeitsmarkpolitik/ 
Hartz IV (36%). 

Insgesamt hat die CDU 25 
von 40 Wahlkreisen direkt 
gewonnen - 2000 waren es 
bei 45 Wahlkreisen nur vier 

gewesen. 
: Die SPD musste den Ver- 

lust von zwölf Mandaten 
verkraften und verfügt nun- 
mehr über 29 Sitze. 

Die Sozialdemokraten 

verloren 53.000 Stimmen an 
die CDU und 30.000 Stim- 
men an die NichtWähler, d.h. 
es gab eine starke Bewe- 

gung weg von der SPD. 
Bei den zentralen Kompe- 

tenzfragen büßte die SPD 
fast überall ihren Vorsprung 

ein: Gegenüber der CDU lag 
sie nur noch vorn bei der so- 
zialen Gerechtigkeit, der Bil- 
dungspolitik und der Aus- 
länderpolitik. 2000 hat die 
SPD noch bei fast allen Kom- 
petenzfragen vorn gelegen 
(Infratest Dimap). 

Die Niederlage der SPD 
lässt sich besonders er- 
klären mit den Kompetenz- 
fragen nach der Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit 
(29%, -16 Punkte gegenüber 
2000) und zur Wirtschafts- 
politik (33 %, - 12 Punkte 
gegenüber 2000); Infratest 
dimap. 

Die stärksten Verluste er- 
litt die SPD bei den Arbei- 
tern und bei den Arbeits- 
losen. Bei diesen Gruppen 
hat die SPD jeweils 13 Pro- 
zentpunkte verloren (FG 
Wahlen). 
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Aus den Ländern 

Nord rhein-Westfalen 

„Die Menschen wollen 
Problemlösungskompetenz << 

Nach der Wahl ist vor der 
Wahl. 

Diesem politischen 

Grundsatz folgend nahm 
Volker Kauder einen Tag 
nach der Wahl in Schleswig- 
Holstein an einer Sitzung der 
nordrhein-westfälischen 
Landtagsfraktion teil. Dort 
sicherte der CDU-General- 
sekretär der CDU NRW die 
volle Unterstützung der 

Bundespartei zu. 
„Die Menschen wollen 

Problem lösungskompetenz 

und keinen inhaltsleeren 
Personenwahlkampf. Das 
hat Schleswig-Holstein ge- 
zeigt und das wird sich auch 
in NRW beweisen," machte 
Volker Kauder auf der an- 
schließenden Pressekonfe- 
renz deutlich. Jürgen Rütt- 
gers habe alle Möglichkeiten 
und Chancen, die Wahl in 
NRW zu gewinnen. „Wir sind 
die Problemloser, die SPD ist 
der Chancenkiller", sagte 
Kauder. 

Der CDU-Landesvorsit- 
zende und Spitzenkandidat 
der NRW CDU, Jürgen Rütt- 
gers, sprach von einem „ge- 

raubten Sieg" der CDU in 
Schleswig-Holstein. Er kriti- 

sierte auch die Wahlkampf- 
strategie der SPD in NRW, 

CDU-Generalsekretär Volker Kauder und NRW-Spitzenkandidat Jürgen Rüttgers 

immer wieder neue Trend- 
wenden zu verkünden: „Die- 
se Strategie geht nicht auf. 
Die SPD bleibt auf dem 
Standstreifen und nicht auf 
der Überholspur." 

Visa-Affäre 

Die CDU will auch von der 
nordrhein-westfälischen 
Landesregierung Auskünfte 
zur Visa-Affäre. CDU-Gene- 
ralsekretär Volker Kauder 
und der nordrhein-westfäli- 
sche Landesvorsitzende Jür- 
gen Rüttgers forderten Auf- 
klärung über den Aufenthalt 

und die genaue Zahl der Men- 
schen, die im Zuge der Visa- 

Affäre illegal nach Deutsch- 

land gekommen sind. ,.D'e 

rot-grüne Regierung erweck 

den Eindruck, als seien al 

diese Menschen gekommen 
hätten sich den Kölner Do& 
angeschaut und seien dafln 

wieder gegangen», sagte 

Kauder. Er gehe davon au5' 

dass in erheblichem Umfa^ 
verbrecherisches Potenz'3 

ins Land gekommen sei. 
Den Grünen warfen Kau 

derund NRW-ParteichefJür' 

gen Rüttgers vor, ihre m°ra 

lischen Prinzipien über Bor 

zu werfen, um Fischer zu ver 

teidigen und ihre Macht t 
erhalten. „Es ist ein Phän"' 
men, wie das Alpha-Tier oe 

Grünen nun ins Strauche 

kommt", sagte Kauder übe 

Fischer. 
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E U - Verfa ssu n 

„Subsidiaritätsprinzip umsetzen! 
,er     baden-wiirttember- 

S'sche    Ministerpräsident 

a 

•^in Teufel hat im Namen 
s      unionsdominierten 

°undesrats die Länder-For- 
*rung nach mehr Mitspra- 

^erechten im Rahmen der 
^""Verfassung    unterstri- 

chen. 
In    der    Bundestagsde- 

|tle über das Gesetz zur Ra- 
dierung   der   EU-Verfas- 

|Ung   in   Deutschland   ver- 
angtedasCDU-Präsidiums- 
^'tglied Kontrollrechte für 

le Landtage. „Dafür hat der 
Ur"desrat vier Länder mit 

Handlungen mitderBun- 

D
esregierung     beauftragt." 
er Ministerpräsident hob 
Sonders das Subsidiarität- 
Prinzjp   hervori   das   dem 

aat nur die Ergänzung der 

r
e ^Verantwortung kleine- 
^r  Gemeinschaften   zuge- 

s 
eht-Europäische Aufgaben 

d
eien nur Aufgaben, die über 

n'^ Möglichkeiten der Natio- 
Staaten      hinausgingen. 

Ie übrigen Aufgaben müs- 
en den einzelnen Staaten 
fassen bleiben. Die Um- 

prp
Ur>g des Subsidiaritäts- 

rQ
lri2lps sei wichtig, weil „Eu- 

We
pa nicht dann stark ist, 

I .   n es sich um Tausender- 
^kümmert, sondern dann, 

A^
nessichumdierichtigen 
§at)en kümmert - etwa 

Erwin Teufel 

um die gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik." Teu- 
fel verwies auf die in Umfra- 
gen sinkende Zustimmung 
zur EU in Deutschland. „Der 
Bürger in Europa erlebt die 
Europäische Union als ein 
fernes, technokratisches Ge- 

bilde." Deshalb sei das Sub- 
sidiaritätsprinzip wichtig. 
Teufel bekräftigte, der Bun- 
desrat werde die Ratifizie- 
rung der EU-Verfassung 

nicht an dieser Frage schei- 
tern lassen. Auch die Unions- 
Bundestagsfraktion hat be- 
reits erklärt, trotz ihrer For- 
derung nach stärkeren Mit- 
spracherechten für den Bun- 
destag die Ratifizierung der 
EU-Verfassung nicht zu ver- 
hindern. Ein Gesetzentwurf 

der Unions-Fraktion sieht 
vor, schon während des Rati- 
fizierungsprozesses und 
nicht erst in einem späteren 

Verfahren die Mitwirkungs- 
rechte des Parlaments in der 
Europa-Politik zu stärken. 
Mitte Mai soll der Bundestag 
das Ratifizierungsgesetz ver- 
abschieden, kurz darauf der 
Bundesrat. In beiden Kam- 
mern ist eine Zwei-Drittel- 
Mehrheit erforderlich. „Mit- 
telfristig, glaube ich, muss 
sich das Europäische Parla- 
ment zur Bürgerkammerund 
der Europäische Rat zur Staa- 
tenkammerentwickeln.ganz 

ähnlich wie das Modell Bun- 
destag und Bundesrat", sag- 
te Teufel. 

Der für die Außenpolitik 
zuständige stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende, Wolf- 
gang Schäuble, kündigte an, 
dassdie Bundestagsfraktion 
der Ratifizierung zustim- 
men werde, jedoch nach 
sorgfältiger Beratung. Er 
nannte den Bereich der 
Außen- und Sicherheitspoli- 
tik den wichtigsten Teil der 
europäischen Integration. 
Gleichzeitig kritisierte er die 
Bundesregierung, die in der 
europäischen Außenpolitik 
den Weg der Achsenbildung 
gehe, statt sich um gemein- 
same Positionen zu be- 
mühen. An der Verfassung 
bemängelte er auch, dass sie 
die kulturellen Wurzeln Eu- 
ropas nicht klar beschreibe. 

6105 



Arbeitsmarkt 

Volker   Kauder 

Schröder spaltet Deutschland 
Deutschland im Frühjahr 
2005: Massenarbeitslosig- 
keit, fehlendes Wirtschafts- 
wachstum, Rekordzahlen 
bei Firmenpleiten. 

Bundeskanzler Schröder 

war sowohl 1998 als auch 
2002 mit den Zusagen ange- 
treten, das Land voran zu 
bringen. Er versprach 1998, 
die SPD wolle nicht alles an- 
ders machen, aber vieles bes- 
ser. Von diesem hehren Ziel 
hat sich Schröder längst ver- 
abschiedet. Vielen Bürgerin- 
nen und Bürgern geht es 
nicht besser als 1998, son- 
dern sehr viel schlechter. Die 
Situation in Deutschland hat 
sich dramatisch verschlim- 

mert. 
Zahlreiche Fehlentschei- 

dungen der vergangenen 
fast sieben Jahre haben dazu 
geführt, dass das Land unter 
dieser Bundesregierung lei- 
det. Die Menschen werden 
unter Wert regiert. Schröder 
hat die Gesellschaft gespal- 
ten: in Menschen, die Arbeit 
haben, und Menschen, die 
keine Arbeit haben. In Men- 
schen, die Chancen und Per- 
spektiven haben, und Men- 
schen, diefür sich kaum noch 

eine Zukunft sehen. 
Wie reagiert Schröder auf 

die Sorgen und Nöte der 
Menschen?  Mit einer Ent- 

CDU-Generalsekretär Volker Kauder 

schuldigung, dass die vielen 
Versprechen nicht eingehal- 
ten wurden? Fehlanzeige. 

Hoffnungsspendende Wor- 
te, dass es mit diesem Land 
wieder aufwärts geht? Nein. 
Er lehnt sich zurück und er- 
klärt im Stern vom 29. De- 
zember 2004: „Wir haben je- 

denfalls mit der Arbeits- 
marktreform unser Möglich- 
stes zur Reduzierung der Ar- 
beitslosigkeit getan." 

Solche Worte müssen in 
den Ohren der Betroffenen 
wie Hohn klingen. Schröder 
zeigt, dass er resigniert hat 
und nicht mehrandieeigene 
politische Gestaltungskraft 
glaubt. Er räumt ein, dass 
seine Reformen nichts ge- 

bracht haben und er keine 
anderen Lösungen anbieten 
kann, ja, noch nicht einmal 

bereit ist, darüber nachzu- 
denken. Solche Signale sind 

eines   Regierungschefs u 
würdig. Mit seiner Neuau 

läge der „Politik der ruhige 
Hand" verschlechtert Schrö- 
der die Lage Deutschland* 

weiter und treibt damit den 

Keil noch tiefer in unsere Ge' 
Seilschaft. 

So spaltet Kanzler Schrö' 

derdasLand: 
• Schröder lässt Arbeitslo- 
sen keine Chance: In Deutsch- 

land gibt es nicht nur 5 Mi'' 
lionen Arbeitslose, sonder'1 

auch fast 1,8 Millionen Lang- 
zeitarbeitslose. Hinter die" 
sen Zahlen verbergen sie"1 

Millionen dramatischer EMI 
zelschicksale. Menschen, d|e 

seit mehr als 12 Monaten e'' 
nen neuen Arbeitsplatz su- 

chen, die nicht wissen, W3 
morgen wird. Sie fühlen sicn 

oft vom gesellschaftlichef1 

Leben ausgeschlossen, orr 

ne Aussicht auf Besserung- 

• Schröder spaltet in Ar"1 

und Reich: Laut Armutsbe' 
rieht der Bundesregierung 

gibt es immer mehr arm 
Menschen: Jeder achte Bür 

ger fällt unter die Armuts' 

grenze, jede siebte Fami|,e 

ist von Armut betroffen, e 

gibt 300.000 überschuldet 

Familien mehr als 1999- 
• Schröder spielt Arbeit 
nehmer und Arbeitge°e 

gegeneinander  aus:   Eine 
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seits verhindert er betriebli- 
che Bündnisse, die Einigun- 
gen auf Betriebsebene für 
den Erhalt von Arbeitsplät- 
zen ermöglichen würden. 
Andererseits beleidigt er 
Unternehmer als „fünfte 
Kolonne der Opposition" (in 
Hannover am 05.08.2002) 
oder als „vaterlandslose Ge- 
sellen" und „Vaterlandsver- 
räter" (laut Frankfurter 
Rundschau, 26.03.2004). 
• Schröder spaltet Mehr- 
heit und Minderheit, indem 
er Minderheiten mit ausu- 
fernden Rechten versieht, 
so z.B. durch ein maßloses 
Antidiskriminierungsgesetz 
oder durch die beabsichtig- 
te Gleichstellung der Ho- 
mo-Ehe auch im Steuer- 
recht und im Erbrecht. Denn 
damit behandelt er Unglei- 

ches gleich. 
• Schröder spaltet Ost und 
West. Denn er vernachläs- 

sigt den Osten, den er doch 
zur „Chefsache" machen 
wollte. Davon merkt man 
nichts. Die Schere zwischen 
Ost und West geht immer 
weiter auseinander: Die Ar- 
beitslosigkeit in Ostdeutsch- 
land liegt weit über der in 
Westdeutschland, dafür ist 
das Wirtschaftswachstum 
geringer. So verlieren die 

ostdeutschen Länder immer 
mehr den Anschluss. 
• Schröder spaltet Jung und 

Alt: Die rot-grüne Regie- 
rung verbaut der jungen Ge- 
neration die Chancen. Die 
Schuldenpolitik von Hans 
Eichel sorgt dafür, dass die 
Zukunft unserer Kinder und 
Enkel schon heute zerstört 
wird. Gleichzeitig weigert 
sich die Bundesregierung 
hartnäckig, das Rentensy- 
stem den geänderten Erfor- 
dernissen anzupassen. Dank 
rot-grüner Politik wird die 

kommende Generation im 
Alter weniger Geld zur Ver- 
fügung haben als die Eltern- 
generation. Eigenvorsorge 

tut Not, ist jedoch kaum 
möglich, wenn viele Bürger 
heutzutage kaum genug 
Geld zum Leben haben. 

Deutschland braucht 
keine Regierung, die nicht 
mehr weiß, wie sie das Land 
voranbringen will und der es 
am entschlossenen Handeln 
fehlt. Wir brauchen eine Re- 
gierung, die den Leuten Mut 
macht und wieder eine Per- 
spektive gibt und nicht eine, 
die die gesellschaftliche 
Stimmung noch nach unten 
drückt. Wenn Schröder nicht 
mehr weiter weiß, sollte er 
den Weg frei machen für die 
Kräfte, die handeln können 
und wollen. CDU und CSU ha- 
ben diese Kraft. Jederweitere 
Tag von Rot-Grün ist ein ver- 
lorener Tag für Deutschland. 

BUNDESTAG: KOSTENLOSE BILDDATENBANK 

Ab sofort bietet der Deut- 
sche Bundestag im Internet 
eine Bilddatenbank mit ak- 
tuellen    und    historischen 

Aufnahmen an. 
Unter http:// 
bilderdienst. 
bundestag.de 
ist das System 
„Digitaler Bil- 
derdienst/ Bild- 
archiv" erreich- 
bar, das als zen- 

trale Bilddatenbank des 
Bundestages das parlamen- 
tarische Geschehen im und 
um den Deutschen Bundes- 

tag dokumentiert. Für die 
parlamentarische Berichter- 
stattung werden hier Por- 
träts der Abgeordneten, 
Aufnahmen von Plenarsit- 
zungen, Ausschusssitzun- 
gen, Staatsbesuchen, aber 
auch Architekturaufnahmen 
und vieles mehr kostenfrei 
zum download angeboten. 
Über verschiedene Suchfel- 
der sind detaillierte Recher- 
chen möglich. 
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Außenpolitik 

Bush   Besuch 

Neue Impulse für die transatlantischen 
Beziehungen 

Während seines 
Deutschland-Be- 
suchs ist US-Prä- 
sident George W. 
Bush auch mit der 
Vorsitzenden der 
CDU Deutschlands 
und der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, 
Angela Merkel, zu ei- 
nem politischen Ge- 
spräch zusammen- 
getroffen. 

Die knapp 15-mi- 
nütige     Begegnung 
fand   in   einer   sehr 
guten    Atmosphäre    statt. 
Merkel wörtlich: „Das Ge- 

spräch hat mich darin be- 

US-Präsident George W. Bush und Angela Merkel 

stärkt, wie wichtig für beide 
Seiten gute transatlantische 
Beziehungen sind". Sie habe 

den Eindruck gewon- 

nen, dass der Präsi- 
dent „ein großes In- 
teresse an Deutsch- 
land und auch an in- 
tensiven Beziehun- 
gen zur Opposition" 
habe. Die Unterre- 
dung mit der Partei- 
und Fraktionsvorsit- 
zenden am Rande 
des Arbeitsbesuchs 

von Bush in Mainz 
kam auf Wunsch der 

USA zustande. Die 
Oppositionsführerin 

hatte zuvor bereits an einem 
Mittagessen zu Ehren des 
Präsidenten teilgenommen. 

PÖTTERING: WICHTIG FÜR EURO-ATLANTISCHEN DIALOG 

Den Besuch von US-Präsi- 
dent George Bush in Brüs- 
sel und bei den europäi- 
schen Institutionen hat der 
Vorsitzende der EVP-ED- 
Fraktion, Hans-Gert Pötte- 
ring, als einen Wende- 
punkt in den transatlanti- 
schen Beziehungen be- 
grüßt. 

„Dies ist ein wichtiger 
Schritt nicht nurzur Wieder- 
belebung des euro-atlanti- 
schen Dialogs, sondernauch 
für die außenpolitische Pro- 
filgewinnung der Europäi- 

schen Union gegenüber den 
Vereinigten Staaten", er- 
klärte Pöttering. Während 
die Amerikaner traditionell 
immer noch stark auf bilate- 
rale Beziehungen in Europa 
setzten, müssten die Eu- 
ropäer deutlich machen, 
dass sie gemeinsame Posi- 
tionen in der Außenpolitik 
vertreten und die Europäi- 
sche Union ein starker und 
zuverlässiger Partner der 
Vereinigten Staaten sei. 

Amerika und Europa ste- 
henfürdie westlichen Werte 

der Demokratie und Frei- 
heit. Auf dieser Grundlage 
gebe es viele Bereiche des 
gemeinsamen Interesses 
und der Zusammenarbeit 
zwischen den USA und der 
Europäischen Union. Pötte- 
ring nannte u. a. den Frie- 
densprozess im Nahen 
Osten, den Aufbau der De- 
mokratie im Irak, die 
Bekämpfung des internatio- 
nalen Terrorismus sowie 
globale Probleme der Si- 
cherheit, der Umwelt und 
der Armutsbekämpfung. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Verteidigung 
Fischers immer 

unglaubwürdiger 

Nach den jüngsten in der 
PAZ und dem Stern veröf- 
fentlichten Zusammen- 
hängen wird die Festle- 
gung des Auswärtigen 
Amtes, dass Bundesmini- 
ster Fischer erst 2003 von 
den Missständen in den 
Deutschen Botschaften 
erfahren habe, immer un- 
glaubwürdiger: 
* In einem Fernschreiben 

der Botschaft Kiew an das 
AA vom März 2002 wird 
darauf hingewiesen, dass 
Bundesminister Fischer be- 
reits im Jahr 2000 während 
eines Besuchs in Kiew mit 
den unhaltbaren Zustän- 
den in der Visastelle kon- 

frontiert wurde. 
1 Bei einer OSZE-Konfe- 

renz in Berlin sagte Fischer 
am 15. Oktober 2001 - auf 
dem Höhepunkt fast unge- 
Prüfter Visavergabe an 
deutschen Botschaften -, 
Berlin sei „mittlerweile ei- 
ne Drehscheibe des Men- 

schenhandels". 
Minister Fischers Einlas- 

sungen sind maßlos, arro- 
gant und unangebracht. Er 
verstrickt sich immer mehr 
ln Widersprüche. Daher 
w'rd die CDU/CSU-Frak- 
tjon im Deutschen Bundes- 
tag seine Vernehmung für 

Eckart von Klaeden 

Mitte April beantragen. 

Eckart von Klaeden ist 
der Obmann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im 2. 
Untersuchungsausschuss 
der 15. Wahlperiode. 

Für Ihre Arbeit vor Ort 
hat die Bundestagsfrakti- 
on eine umfangreiche 
Dokumentation zum Vi- 
sa-Ausschuss zusammen- 
gestellt. Sie finden die 
Dokumentation auf der 
Homepage der Bundes- 
tagsfraktion unter 
http://www.cducsu.de/u 
pload/visaklaeden 
050214.pdf 

Bankrotterklärung 

der rot-grünen 
Arbeitsmarktpolitik 

Nicht einmal zwei Monate 
nach Inkrafttreten der 

Hartz-IV-Reform folgt die 
Bankrotterklärung der Bun- 
desagentur für Arbeit (BA). 

Karl-Josef Laumann 

Ziel der Bundesregierung 
mit Hartz IV war es, die BA 
für sämtliche erwerbsfähige 
Personen aus den früheren 
Systemen Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe zuständig zu ma- 
chen, sowie diese Menschen 
durch eine erheblich intensi- 

vere Betreuung zu fördern 
und zu fordern. 

BA-Chef Weise verab- 
schiedet sich nun von beiden 
Zielen. Die BA ist mit den spe- 
ziellen Problemen in Ost- 
deutschland offenbar über- 
fordert, und Herr Weise sieht 
augenscheinlich keine Mittel 
und Wege, um den älteren 
Arbeitslosen in Deutschland 
wieder Perspektiven und 
Chancen zu eröffnen. Denn 
eines ist klar: Auch in West- 
deutschland gibt es Regio- 
nen, in denen die Situation 
für ältere Arbeitslose ähnlich 
dramatisch ist wie in den 
neuen Bundesländern. 

Die BA will offenbar eine 
ganze Generation von Men- 
schen aus ihren Bemühun- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

gen und aus der Arbeits- 
marktpolitik ausschließen. 
Dies ist eine klassische Bank- 
rotterklärung. 

Im Grunde ist dies die lo- 
gische Folge einer falschen 
Entscheidung von Minister 
Clement, der mit aller Ge- 
waltdie BAfürdie neuen Lei- 
stungen nach Hartz IV zu- 
ständig gemacht hat. Hätte 
er auf die Union gehört und 
die kommunale Ebene mit 
dem Arbeitslosengeld II be- 
treut, gäbe es eine solche 
Meldung in den Medien mit 
Sicherheit nicht. 

Nach Ansicht der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

darf an dem Ziel der besse- 
ren und intensiveren Betreu- 
ung der Arbeitslosengeld-Il- 

Empfänger - unabhängig 
vom Alter und unabhängig 
vom Wohnort - nicht gerüt- 
telt werden. Um denjenigen 
Langzeitarbeitslosen, denen 
die Arbeitsagenturen auf ab- 

sehbare Zei+ keine Jobs an- 
bieten können, die Situation 
zu erleichtern und ihnen wie- 
der zu mehr Eigenständig- 
keit zu verhelfen, sollten die 
Hinzuverdienstregeln in 
Hartz IV angepasst werden. 
Vorstellbar ist ein einheitli- 
cher Grundfreibetrag für die 
mit der Erwerbstätigkeit ver- 

bundenen Aufwendungen 

sowie ein erhöhter Freibe- 
traginsbesondereindem Be- 

reich   bis  400,-   €.   Hierzu 

Dagmar Wöhrl 

werde ich in Kürze einen Vor- 

schlag im Deutschen Bun- 
destagvorlegen. 

Karl-Josef Laumann ist 
der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 
beit der CDU/CSU Bundes- 
tagsfraktion. 

Bundesregierung 
muss endlich Lage im 

Land erkennen 

Die Bundesregierung nimmt 
die Lage im Land einfach 
nicht mehr zur Kenntnis. 
Der schwache Ifo-Index be- 

stätigt die Lageeinschät- 
zung der Union: Die Bin- 
nenkonjunktur kommt 
nicht voran. Die Unterneh- 
men bewerten sowohl die 
gegenwärtige Lagealsauch 
ihre Geschäftsaussichten 
negativ. 

Die schlechten Ifo-Zah- 
len und die immer weiter 
steigenden      Arbeitslosen- 

zahlen sollten die Bundesre- 
gierung endlich aufwecken. 

Die Union hat im Aus- 
schussfür Wirtschaft und Ar- 
beit ein 10-Punkte-Sofort- 
programm vorgelegt. Rot- 
Grün war nicht bereit, auch 
nur einen unserer Vor- 
schläge konstruktiv zu disku- 
tieren. Wir könnten z. B. 
durch eine Senkung des Bei- 
trags zur Arbeitslosenversi- 
cherung von 6,5% auf 5% die 

Voraussetzung für 150.000 
neue Jobs schaffen. 

Wer jetzt die Hände in 
den Schoß legt, schadet dem 
Standort und erstickt jede 
Hoffnung auf eine Konjunk- 
turerholung im Keim. 

Dagmar G. Wöhrl ist die 

wirtschaftspolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

(J)    WEB-TIPP 

Neue Dokumentationen 

a uf www.cducsu.de 
Ergebnisse des Vermitt- 
lungsausschusses (Stand: 
Februar) unter http:// 
www.cducsu.de/upload/ 
va0502y.pdf 
Positionspapier zur Ver- 
braucherpolitik der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion (Stand: Februar) 
unter http://www.cducsu. 
de/upload/verbraucher- 

0502i6.pdf 
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Stellenangebote 

In der Senioren-Union ist die Stelle des r» Ä ._ • Ä MÄ M 

R. A      u-AA-k   / Senioren Bundesgeschaftsfunrers/ in|An 
der Bundesgeschäftsführerin UniOMcDu 

neu zu besetzen. Gesucht wird eine Persönlichkeit mit Ge- 
schäftsführungserfahrung in Wirtschaft oder Politik. Die Aufgabenschwerpunkte umfas- 
sen u.a. die Zusammenarbeit mit dem Bundesvorstand, Öffentlichkeitsarbeit, Konzeptio- 
nen für Sitzungen und Veranstaltungen, selbständiges Verfassen von Texten und Spezi- 
alartikeln. Beschäftigungsort ist die Bundesgeschäftsstelle der CDU in Berlin. 

Erwünscht sind abgeschlossenes Hochschulstudium, mehrjährige berufliche Erfahrungen 
und die Beherrschung einer Fremdsprache in Wort und Schrift. Die Stelle ist entsprechend 

Ihrer Bedeutung dotiert. 

Bewerbungen sind umgehend zu richten an den Bundesvorsitzenden der Senioren-Union, 

Prof. Dr. Otto Wulff, Klingelhöferstraße 8,10785 Berlin. 

Stichwort: Bundesgeschäftsführer/in. 

Bundesgeschäftsstelle der Senioren-Union der CDU Deutschlands, 

Tel. 030 - 220 70 - 442, Fax: 030 - 220 70 - 449; e-mail: ute.elias@cdu.de, 
www. seniorenunion.cdu.de 

CHRISTLICH-DEMOKRATISCHE 
ARBEITNEHMERSCHAFT 
DEUTSCHLANDS 

Zum 1. Juni 2005 oder später ist die Stelle der/des 

Landessozialsekretärin/ ^i CDA 
Landessozialsekretärs 
der CDA Nordrhein-Westfalen neu zu besetzen. 

Der/Die Landessozialsekretär(in) leitet die Landesgeschäftsstelle, arbeitet dem Landes- 
vorstand inhaltlich zu und ist Dienstvorgesetzte(r) der Bezirkssozialsekretäre. 

Wir erwarten: 

Grundkenntnisse im Arbeits- und Sozialrecht, der Gewerkschaftsarbeit und der Arbeit 

mit Betriebs- und Personalräten, 

Grundkenntnisse der Arbeit der CDU und CDA und ggf. ehrenamtliche Erfahrungen, 

Motivations- und Teamfähigkeit, 

Organisationstalent und Erfahrung in der Vorbereitung von Tagungen und Kongressen. 

D'e Bezahlungerfolgt nach einer Probezeit nach BAT II. Eine spätere Höhergruppierung ist 

"Möglich. 

Bewerbungen richten Sie bitte bis 31. März 2005 an den Vorsitzenden der CDA NRW, 
Herrn Dr. Ralf Brauksiepe MdB, Wasserstr. 5,40213 Düsseldorf. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello „Integration fordern und fördern' 

Bestell-Nummer:2195 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 11,77 € 

Broschüre „Wir müssen mehr für 
Deutschland tun." 

Angela Merkel 

Bestell-Nummer: 5942 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt: 21,40 € 

Für Ihre Mitglieder-Werbekampagne 
können Sie bei der UBG das entsprechende 
Mitglieder-Werbeplakat bestellen. 

Per Telefax unter 02226/802-333 oder per 
E-Mail: bestellungen@ubg-medienzentrum.de 

Mitglieder-Werbeplakat für Ihre Mitglieder- 

Kampagne „Viel bewegen Mitglied werden" 

DIN A2, quer 

Preis je 10 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt. und Versand 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Broschüre „Viel bewegen Mitglied werden." 
Mitgliederwerbebroschüre der CDU Deutschlands 

Bestell-Nummer: 5( 
Preis je 5( 

inkl. MwSt.: 19,80 € 

Aufnahmeantrag 
mit abtrennbarem Abfragebogen für Zusatzangaben 

Bestell-Nummer: 6719 
Preis je 200 Stück: kostenlos 

Aufnahmeantrag 
Kurzfassung 

Bestell-Nummer: 6080 
Preis je 200 Stück: kostenlos 

asss&aB 

Leporello „Willkommen in der CDU" 

Bestell-Nummer: 5932 
Preis je 100 Stück: 16,50 € 

inkl. MwSt: 17,66 € 

6105 



UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Jetzt schon an den Frühling denken! 
Ein idealer Zeitpunkt Anderen eine Freude zu machen - Die Bl 
der Dose - Da diese besondere Blume eine lange Kulturzeit hat, ist ein 
guter Wachstumsbeginn der Monat März. Im Juni/Juli werden Sie die 
„Blumenfreuden" ernten. Die Mittagsgoldblume treibt über mehrere Wo- 
chen neue Blüten. Sie ist sehr robust und somit sehr unanfällig. 

Blumendose: 
Blumensamen - Mittagsgold/Gazanle 
Züchten Sie sich Ihre Blume selbst - direkt aus der Dose. 
Alles was die Pflanze braucht, ist schon in der Dose 
enthalten. Sie brauchen nur noch Wasser dazugeben 

(Pflegeanleitung liegt bei). 

i. Dose öffnen 
ab Ende Februar 
bei 18-20 °C im Haus 

2. Dose ins Freie 
ab Mitte Mai 
„lange Kulturzeit!" 

3. Blütezeit 
abJuni/Juli 
bis September 

Orginalabbildung der Blumenzüchtung in der Dose! 

Bestell-Nummer:9118 
Preis je 3 Stück: 10,50 € 

inkl. MwSt.: 12,18 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


